
In der Senatssitzung am 14. November 2023 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Wirtschaft, Häfen und Transformation 08.11.2023 

L 9 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 14.11.2023 

„Familienunternehmen beklagen Standortnachteile“ 

(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)) 

A. Problem 

Die Fraktion der CDU hat für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) folgende 
Anfrage an den Senat gestellt: 
 

1. Wie bewertet der Senat das Ergebnis der aktuellen, vom ifo-Institut im Auftrag 
der Stiftung Familienunternehmen durchgeführten Umfrage, wonach mehr als 
60 Prozent der deutschen Familienunternehmen den Standort Deutschland mit 
der Schulnote 4, 5 oder 6 bewerten und 91 Prozent die Regulierungsdichte und 
Bürokratie als größtes Investitionshemmnis ansehen – noch vor den hohen 
Energiekosten (80 Prozent) und dem Fachkräfteangebot (ebenfalls 80 
Prozent)? 
 

2. Inwiefern lassen sich die Ergebnisse dieser deutschlandweiten Umfrage aus 
Sicht des Senats auf das Land Bremen übertragen und wie ordnen sie sich ein 
in den von der Stiftung Familienunternehmen im vergangenen Jahr 
veröffentlichten, vom ZEW erhobenen Bundesländerindex, in dem Bremen 
deutlich schlechter als die anderen beiden deutschen Stadtstaaten abschnitt? 

 
3. Welche Schlussfolgerungen zieht der Senat daraus für seine 

wirtschaftspolitische Agenda, um die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes zu verbessern? 

B. Lösung 

Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 

Zu Frage 1 und 2: 

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet. 

Deutschland befindet sich aktuell in einer ungewöhnlichen Phase für Wirtschaft und 
Gesellschaft. Die aktuellen Umbrüche und die sich daraus ergebenden Unsicherheiten 
wirken sich auch auf die deutsche Wirtschaft aus. 
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Die aktuelle IFO-Befragung attestiert dem Wirtschaftsstandort Deutschland überwie-
gend schlechte Noten und führt hierfür die hohe Regulierungsdichte und bürokra-
tischen Lasten, die hohen Energiekosten und das geringe Fachkräfteangebot als 
Ursachen an. 
 
Der im Auftrag der Stiftung Familienunternehmen durchgeführte ZEW-Bundesländer-
vergleich unterscheidet bei seiner Befragung zwischen Flächenländern und Stadt-
staaten. 
 
Die Beurteilung fußt auf folgenden 5 Aspekten: 
 

1. Steuern: Diese Kategorie setzt sich insbesondere aus der Qualität der Finanz-
verwaltung und der Höhe der kommunalen Steuern zusammen. 

2. Finanzierung: Die wesentlichen Kerngrößen sind die Höhe der öffentlichen 
Schulden, die Anzahl der Insolvenzen und das Fördermittelangebot für Unter-
nehmen.  

3. Arbeit und Humankapital: Subsumiert werden hierin die Bereiche Kinderbetreu-
ung, Schulversorgung, Hochschulen sowie demografische Kennzahlen und 
Verfügbarkeit von Arbeitskräften. 

4. Institutionen: Umfasst insbesondere die Leistungsfähigkeit der Verwaltung und 
Dichte kultureller Angebote. Hier steht Bremen im Gesamtvergleich gut da, liegt 
aber deutlich hinter den beiden anderen Stadtstaaten. 

5. Infrastruktur: Darunter sind Themen wie Verkehrsanschluss, digitale Infra-
struktur und Versorgung mit Strom, Wasser etc. zusammengefasst. Hier liegt 
Bremen im Bundesvergleich auf Platz 1 gefolgt von den beiden anderen 
Stadtstaaten. 

 
Der Senat sieht in der Gesamtschau dieser Studie das Bild Bremens insgesamt als 
nicht schlecht an. Allerdings weist der Standort Bremen in den ersten drei genannten 
Bereichen auch Schwächen auf und dies insbesondere im Vergleich zu den beiden 
anderen Stadtstaaten. Hierbei sollte die Flächenstruktur unseres Zweistädte-Staates 
mit seiner geringen Fläche und den langen Außengrenzen und den dadurch bedingten 
Wechselbeziehungen mit Niedersachsen bedacht werden. Ebenso ist bei dem Faktor 
Finanzierungen zu berücksichtigen, dass im Land Bremen vergleichsweise wenig 
Konzernzentralen ansässig sind.  
 
Der Senat nimmt die Schwächen bei den Rahmenbedingungen sowohl für das soziale 
Leben als auch für den Wirtschaftsstandort sehr ernst. Besondere Beachtung finden 
hierbei die aktuellen Auswertungen der Umfrageergebnisse des Konjunkturreports der 
Handelskammer Bremen vom 17.10.2023 und die Umfrage der Handwerkskammer 
vom 18.10.2023. Darin werden insbesondere die hohen Energiekosten, bürokratische 
Lasten, ein mangelhaftes Fachkräfteangebot und die Auftragslage im Baubereich als 
Problempunkte genannt. 
 
Die KfW stellt in ihrem Newsletter vom 27.09.2023 heraus, dass der deutsche Mittel-
stand die aktuellen Energiepreisschwankungen bisher, aufgrund von Energieeinspar-
ungen und einem bewussten Verhalten, gut verkraftet hat.  
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Zu Frage 3: 

Dem Senat ist bewusst, dass seine Handlungsspielräume bei vielen Politikfeldern, wie 
zum Beispiel bei der Energiepreisgestaltung begrenzt sind und schließt daraus, dass 
es trotzdem von großer Wichtigkeit ist, die Gestaltungsmöglichkeiten auf Landes-
ebene für den Wirtschaftsstandort und das soziale Leben zu nutzen. 
Angesichts dessen unterstützt der Senat die Unternehmen zum Beispiel bei der 
Bewältigung der mit der Energiewende im Zusammenhang stehenden Herausforder-
ungen. Beispielhaft können in diesem Feld die Aktivitäten zur Energieträger-Trans-
formation für die drei bremischen Wasserstoffprojekte zum Einsatz von Wasserstoff 
als Energieträger in Hochöfen und für das Fliegen sowie zum Ausbau der Elektrolyse 
benannt werden. 
 
Für den Senat hat die Begrenzung von bürokratischen Lasten und die Servicequalität 
der bremischen Verwaltung eine große Bedeutung. Vor diesem Hintergrund beteiligt 
sich das Land Bremen aktiv an der bundesweiten Initiative zur Digitalisierung von Ver-
waltungsleistungen und hat einen Schwerpunkt auf die Umsetzung des Unterneh-
mensbereichs gelegt. Mit dem bestehenden Serviceportal, dem Unternehmensservice 
Bremen und dem Einheitlichen Ansprechpartner werden Unternehmen in ihren An-
liegen beraten und unterstützt.  
 
Fragestellungen aus dem bremischen Mittelstand zu Digitalisierungsprojekten werden 
insbesondere durch das Mittelstand-Digital-Zentrum, dem KI-Transferzentrum Bre-
men.AI sowie durch branchenspezifische Angebote für den Einzelhandel, die Gastro-
nomie und die Handwerksbetriebe unterstützt. Mit dem Digital Hub Industry hat Bre-
men zudem einen zentralen Anlaufpunkt für die bremischen Unternehmen geschaffen. 
Eine spezifische Förderung können bremische Betriebe über das Förderprogramm 
„Mittelstand Digital“ erhalten. Über die Bremer Aufbau-Bank BAB und die Bremer-
havener Gesellschaft für Investitionsförderung und Stadtentwicklung BIS können 
kleine, niedrigschwellige Investitionen gefördert werden.  
 
Der Senat betrachtet die Versorgung mit Fachkräften in den verschiedenen Branchen 
und der Verwaltung mit Sorge. Die Auswirkungen des demografischen Wandels sind 
gravierend und müssen durch unterschiedliche Maßnahmen, verteilt auf die relevan-
ten Schultern, eingedämmt werden. Für das Land Bremen hat der Senat in seiner 
Sitzung am 24.01.2023 seine Fachkräftestrategie beschlossen, um das Fachkräftean-
gebot zu sichern und den Weg für eine technologische und ökologische Transforma-
tion zu ebnen.  
 
Der Senat teilt die Sorge des Handwerks und der Bauwirtschaft hinsichtlich der stag-
nierenden Auftragslage. Aktuell ist die Beschäftigung im Baubereich noch hoch be-
findet sich jedoch nun - nach sehr guten Jahren - im Umbruch. Vornehmlich aufgrund 
der eingeleiteten geänderten Zinspolitik befinden sich Bauvorhaben in der Warte-
schleife. Ergebnisse zu aktuellen Entwicklungen und Aktivitäten auf Bundesebene 
hinsichtlich des Wachstumschancengesetzes und des Baugipfels etc. werden im 
Hinblick auf die Auswirkungen für das Bundesland Bremen mit Spannung erwartet.  
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C. Alternativen 

Keine  

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung 

Es werden keine finanziellen oder personalwirtschaftlichen Auswirkungen erwartet. 
 
Es ist keine genderspezifische Auswirkung gegeben. Allerdings spielen im Bereich 
des Fachkräfteangebots die möglichen Arbeitszeitpotentiale von Frauen eine indirekte 
Rolle. 

E. Beteiligung und Abstimmung 

Nicht erforderlich.  

F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz sind 
nach dem Beschluss der Senatsvorlage möglich. Es bestehen keine datenschutz-
rechtlichen Bedenken. 
 

G. Beschluss 

Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Wirtschaft, Häfen und 
Transformation vom 08.11.2023 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der 
Fraktion der CDU in der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) zu. 
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